
 
Finanzgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg 

 040-428.43-7770    040-427.98-2777    Finanzgericht Hamburg 
e-Mail: poststelle@fg.justiz.hamburg.de 

Finanzgericht Hamburg 
Newsletter 1/2026 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

herzlich willkommen zur ersten Ausgabe unseres Newsletters im Jahr 2026. 
 
Wir möchten Sie darüber informieren, dass das Finanzgericht Hamburg einen neuen 

Präsidenten hat. Mit Wirkung zum 2. Februar 2026 wurde Herr Dr. Schindler zum 

neuen Präsidenten des Finanzgerichts Hamburg ernannt. Der bisherige Präsident Herr 

Schoenfeld wurde in den Ruhestand verabschiedet. Er hatte das Finanzgericht Ham-

burg seit 2012 geleitet. Dr. Schindler kam Anfang November 2011 zum Finanzgericht 

Hamburg. 2018 wurde er zum Vorsitzenden Richter am Finanzgericht ernannt. Seit 

2022 war Dr. Schindler Vizepräsident des Finanzgerichts.  

 

In diesem Newsletter finden Sie ein Grußwort des neuen Präsidenten. Außerdem wird 

ein Eilverfahren des 6. Senates näher vorgestellt, das einen Eilantrag einer iranischen 

Bank gegen die Sperrung des ELStAM-Zugangs zum Gegenstand hatte.  

 

Die anschließend mit ihren Leitsätzen aufgeführten Entscheidungen geben einen 

Überblick über weitere interessante Fälle aus dem gesamten Zuständigkeitsbereich 

des Finanzgerichts Hamburg. 

 

Der nächste Newsletter des Finanzgerichts Hamburg erscheint zum 30. Juni 2026. 

 

Alle im Newsletter erwähnten Entscheidungen des Finanzgerichts Hamburg sind auch 

über die Homepage des Gerichts im Volltext abrufbar. 

Der Newsletter des Finanzgerichts Hamburg informiert die interessierte Öffentlichkeit in 

kurzer und prägnanter Form über aktuelle Entscheidungen sowie interessante Entwick-

lungen und Veränderungen im und um das Finanzgericht Hamburg. Der Bezug des 

Newsletters ist kostenlos; die Anmeldung erfolgt über die Homepage des Finanzgerichts 

Hamburg unter Newsletter-Abo. 

 

Eine Abbestellung des Newsletters ist jederzeit möglich. 
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Grußwort des neuen Präsidenten 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Rechtsprechung steht seit jeher im Spannungsfeld zwischen Wandel und Tradition. 

Unser Auftrag bleibt unverändert: die Gewährleistung eines fairen, unabhängigen und 

effizienten Rechtsstaats. Doch die Rahmenbedingungen, unter denen wir diesen Auf-

trag erfüllen, verändern sich rasant. Die fortschreitende Digitalisierung und insbeson-

dere die Entwicklungen im Bereich der künstlichen Intelligenz eröffnen neue Möglich-

keiten. Unser Gericht wird diesen Wandel aktiv aufgreifen und künftig einen Schwer-

punkt auf den verantwortungsvollen Einsatz von KI legen. Ziel ist es, Arbeitsabläufe zu 

verbessern und die Qualität unserer Entscheidungen weiter zu steigern. Dabei bleibt 

die richterliche Unabhängigkeit selbstverständlich der unverrückbare Kern unseres 

Handelns. KI soll unterstützen, nicht ersetzen. 

Auch möchte ich an der bislang schon sehr guten Zusammenarbeit mit den Steuerbe-

ratern und den Rechtsanwälten sowie Wirtschaftsprüfern festhalten. Die einzelnen Be-

raterinnen und Berater sollen den Weg zum Finanzgericht Hamburg nicht scheuen. 

Sie sollen weiter darauf vertrauen, dass wir zeitnahen und effektiven Rechtschutz bie-

ten und dabei transparent in der Verfahrensgestaltung sind. Soweit es nötig und mög-

lich ist, werden die Richterinnen und Richter natürlich auch zukünftig Hilfestellungen 

bei verfahrensrechtlichen Fragen, etwa der zutreffenden Antragstellung, leisten. 

Einen Ausblick auf 2026 darf ich Ihnen noch geben. Um unsere Arbeit leichter zugäng-

lich und transparenter zu machen, ist das Finanzgericht seit Februar 2026 auf Linked-

In vertreten. Auch unser Internetauftritt hat eine Auffrischung erhalten. Unser Ziel ist 

es, Bürgerinnen und Bürger, Fachöffentlichkeit und Partnerinstitutionen einen unmit-

telbaren Einblick in die Tätigkeit des Gerichts zu ermöglichen und den Austausch zu 

stärken.  

 

Viel Freude bei der Lektüre des Newsletters, 

 

Ihr 

 

Frank Schindler 

 

 

Besonders interessante Entscheidung 

 

Sperrung des ELStAM-Zugangs einer iranischen Bank 

 

1. Es bestehen erhebliche Zweifel an der sachlichen Zuständigkeit des (Betriebsstätten-) 
Finanzamtes für die Sperrung des Zugangs. In der VO (EU) Nr. 267/2012 wird als zustän-
dige Behörde auf das BAFA (Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle) verwiesen.  

2. Selbst wenn dieses nicht zuständig sein sollte, dürfte nur eine Zuständigkeit nach § 5 
Abs. 1 Nr. 30 FVG des Bundeszentralamtes für Steuern (BZSt) bestehen. 



3. Auch bestehen erhebliche Zweifel, ob der Zugang zum ELStAM-Verfahren eine wirt-

schaftliche Ressource im Sinne der VO (EU) Nr. 267/2012 darstellt. 

Eine iranische Bank wehrte sich in einem AdV-Verfahren gegen die Sperrung des ELStAM-

Zugangs. 

Das Verfahren ELStAM (elektronische Lohnsteuerabzugsmerkmale) ersetzt seit dem 1. Ja-

nuar 2013 mit einem automatisierten Verfahren die bis dahin verwendete papierbasierte Lohn-

steuerkarte. 

Mit der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 des Rates der Europäischen Union vom 23. März 2012 

über restriktive Maßnahmen gegen Iran wurden Sanktionen gegen in den Anhängen zu der 

Verordnung aufgeführte Personen, Organisationen und Einrichtungen erlassen. So wurde 

etwa in Art. 23 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung bestimmt, dass sämtliche Gelder und wirtschaft-

liche Ressourcen, die Eigentum oder Besitz der im Anhang IX aufgeführten Personen, Orga-

nisationen und Einrichtungen sind oder von diesen gehalten oder kontrolliert werden, einge-

froren werden.  

Nachdem die Sanktionen gegen den Iran zwischenzeitlich – soweit sie nuklearbezogen waren 

– teilweise ausgesetzt waren, sprachen sich Ende August 2025 die Hohe Vertreterin, Frank-

reich und Deutschland dafür aus, alle ausgesetzten und beendeten Nuklearsanktionen der 

Europäischen Union gegenüber dem Iran wieder einzuführen. Der Rat der Europäischen 

Union fasste daraufhin am 29. September einen entsprechenden Beschluss, der durch ver-

schiedene Verordnungen des Rates der EU umgesetzt wurde. Auch der Anhang IX wurde 

dabei geändert. Die Antragstellerin, eine iranische Bank, wird dort als sanktionierte Einrichtung 

aufgeführt.  

Kurz darauf übersandte das Betriebsstättenfinanzamt der Bank einen Bescheid, der mit „Sper-

rung des ELStAM-Verfahrens auf Grund der restriktiven Maßnahmen gegen den Iran durch 

die Europäische Union“ betitelt war. Folge der Sperrung war, dass alle Arbeitnehmer der Bank 

nach der (ungünstigsten) Lohnsteuerklasse VI zu besteuern waren. Nach erfolglosem Ein-

spruchsverfahren und der Ablehnung eines Eilantrags durch das Finanzamt wandte sich die 

Bank mit einem Eilantrag und einer Klage an das Finanzgericht Hamburg. 

Das Finanzamt trug vor Gericht vor, die Arbeitskraft der Arbeitnehmer sei als wirtschaftliche 

Ressource anzusehen. Durch die Sperrung des ELStAM-Zugangs erhielten die Arbeitnehmer 

unterjährig ein niedrigeres Nettoeinkommen und auf diese Weise sei die Bank als Arbeitgeber 

weniger attraktiv. 

Das Finanzgericht Hamburg hat dem Eilantrag stattgegeben.  

Es bestünden schon erhebliche Zweifel an der sachlichen Zuständigkeit des Finanzamts. In 

der Verordnung selbst sei nur eine Zuständigkeit des Bundesamtes für Wirtschaft und Aus-

fuhrkontrolle (BAFA) vorgesehen. Selbst wenn das BAFA nicht zuständig sei, sehe § 5 Abs. 1 

Nr. 30 FVG eine Zuständigkeit des Bundeszentralamtes für Steuern (BZSt) hinsichtlich der 

„Bereitstellung“ und damit wohl auch der „Sperrung“ des ELStAM-Zugangs vor. Dafür spreche 

zudem eine Auslegung der Befugnisnorm § 39c Abs. 1 Satz 1 EStG. Danach könne nur das 

BZSt eine Sperrung des Zugangs gegenüber dem Arbeitgeber aussprechen. 

Im Übrigen bestünden ernstliche Zweifel daran, ob das Sanktionsregime der Verordnung 

greife. Denn der ELStAM-Zugang stelle wohl keine „wirtschaftliche Ressource“ dar. Es han-

dele sich um die Ausübung von Hoheitsgewalt und nicht um einen Vermögenswert. Das ELS-

tAM-Verfahren könne nicht für den „Erwerb“ von Geldern, Waren oder Dienstleistungen ein-



gesetzt werden. Auch wirtschaftlich habe der Zugang zum ELStAM-Verfahren keine unmittel-

bare Auswirkung auf die Vermögenslage der Bank. Der von der Bank zu zahlende Bruttolohn 

bleibe unverändert.  

Beschluss vom 19.3.2026 (6 V 30/26), wird in Kürze veröffentlicht. 

 

 

Weitere Entscheidungen in Kurzform 

 
Abgabenordnung 

 
1. Zur Frage der abweichenden Steuerfestsetzung nach § 163 AO wegen einer Verletzung 
des Vertrauens in Außenprüfungsberichte. 
2. Grundsätzlich kann sich ein Steuerpflichtiger nicht für die Zukunft auf eine in Außenprü-
fungsberichten zu Grunde gelegte unzutreffende Rechtsauffassung der Steuerverwaltung be-
rufen (mit Nachweisen der BFH-Rechtsprechung). Dies gerade dann nicht, wenn der Steuer-
pflichtige keinen Antrag auf verbindliche Zusage nach § 204 AO gestellt hat. 
3. Siehe auch die Parallelentscheidung zum Az. 4 K 81/22 betreffend die Frage der Lieferer-
eigenschaft i.S.d. § 21 Abs. 3 Satz 2 erster Fall KaffeeStG. 

Urteil vom 2.10.2025 (4 K 53/25), NZB eingelegt, Az. des BFH VII B 144/25. 
 
1. Der Geschäftsführer haftet auch für Säumniszuschläge, die nach seiner Abberufung oder 
der Einstellung der Geschäftstätigkeit entstehen. 
2. Eine Haftung wegen Nichtzahlung kommt auch dann in Betracht, wenn bei Fälligkeit der 
Steuerschuld ein Antrag auf Aussetzung der Vollziehung zwar gestellt wurde, dieser aber letzt-
lich erfolglos geblieben ist.  

Urteil vom 9.10.2025 (5 K 91/24), rechtskräftig. 
 
1. Die Unpfändbarkeit von Sozialleistungen setzt sich nach deren Überweisung nicht an der 
Gutschrift auf dem Girokonto fort. Dies gilt auch dann, wenn bei der Berechnung der Sozial-
leistungen die mit dem Kläger in einer Bedarfsgemeinschaft lebende Ehefrau und die Kinder 
berücksichtigt wurden.  
2. Eine Vollstreckung ist grundsätzlich dann nicht unbillig i.S.d. § 258 AO, wenn der Steuer-
pflichtige bei der Bank von der Möglichkeit, sein Girokonto als Pfändungsschutzkonto führen 
zu lassen, keinen Gebrauch gemacht hat. 

Urteil vom 1.12.2025 (5 K 106/25), rechtskräftig. 
 
Der Ermessensspielraum kann unterschritten sein, wenn das Finanzamt bei Stellung eines 
Antrags auf Anordnung der Zwangsversteigerung nicht in Erwägung zieht, dass auch die An-
ordnung der Zwangsverwaltung in Betracht käme. 

Beschluss vom 5.12.2025 (5 V 158/25), rechtskräftig. 
 

Einkommensteuer 
 
Eine Zuordnung der laufenden Zahlungen für einen Zinsswap zu den Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung setzt voraus, dass das Swapgeschäft und das zur Finanzierung von 
Vermietungsobjekten aufgenommene Darlehen hinreichend miteinander verknüpft sind; maß-
geblich hierfür sind die Um-stände des Einzelfalls. 

Urteil vom 16.10.2025 (3 K 53/23), rechtskräftig. 
 
1. Die sachverständige Ermittlung der Restnutzungsdauer gem. § 4 Abs. 3 ImmowertV ist eine 
gutachterlich anerkannte Schätzungsmethode zur Ermittlung der kürzeren tatsächlichen Nut-
zungsdauer im Sinne des § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG (Anschluss an BFH, Urteil vom 21.01.2024, 
IX R 14/23). 

https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/NJRE001629990
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https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/NJRE001629995


2. Zwei Eigentumswohnungen, die im selben Gebäude (Hauseingang) liegen, können unter-
schiedliche (wirtschaftliche) Restnutzungsdauern haben. 

Urteil vom 3.12.2025 (2 K 86/22), rechtskräftig. 
 

Energiesteuer 
 
1. Für die Entlastungsberechtigung i.S.d. § 58 Abs. 1 Satz 3 EnergieStG ist darauf abzustellen, 
wer sich vertraglich zur Lieferung verpflichtet hat. 
2. Auf der Grundlage dieser schuldrechtlichen Betrachtung ist im Falle eines Kommissionsge-
schäfts grundsätzlich der Kommissionär entlastungsberechtigter Lieferer i.S.d. § 58 Abs. 1 
Satz 3 EnergieStG. 
3. Ein Verstoß gegen den unionsrechtlichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist nicht anzuneh-
men, weil es sich bei der Regelung des Entlastungsberechtigten nicht um eine formale Ver-
fahrensvorschrift, sondern um die materielle Regelung des Steuer- (nämlich Entlastungs-)sub-
jekts handelt. 
4. Es ist möglich, dass ein Entlastungsanspruch mehreren Entlastungsberechtigten als Ge-
samtgläubigern zusteht. 

Urteil vom 8.7.2025 (4 K 8/25), Revision eingelegt, Az. des BFH VII R 19/25. 
 

Finanzgerichtsordnung 

 

Lässt ein Antragsteller die Frist zur Begründung seines AdV-Antrags ohne Reaktion verstrei-
chen, entfällt das Rechtsschutzbedürfnis. 

Beschluss vom 18.11.2025 (3 V 112/25), rechtskräftig. 
 
1. Zum notwendigen Inhalt einer Klage gemäß § 65 Abs. 1 Satz 1 FGO gehört es grundsätzlich, 
dass der Kläger seine ladungsfähige Wohnanschrift angibt. 
2. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz unter dem Gesichtspunkt einer fehlenden Zumut-
barkeit erfordert in Fällen des Vorliegens eines Haftbefehls gegen den Kläger, dass der Kläger 
einen Prozessbevollmächtigen hat und mit diesem in Kontakt bleibt, damit er erreichbar ist. 
Zudem muss das Vorliegen einer konkreten Verhaftungsgefahr für das Gericht überprüfbar 
geltend gemacht werden. Dazu ist jedenfalls ein Vortrag erforderlich, dass sich der Kläger in 
Deutschland oder einem Staat aufhält, mit dem Deutschland ein Auslieferungsabkommen ab-
geschlossen hat oder eine sonstige Kooperation der Behörden bei der Vollstreckung von Haft-
befehlen üblich ist. 
Urteil vom 9.12.2025 (6 K 61/25), rechtskräftig. 
 
1. Begehrt der Antragsteller, die Vollstreckung einstweilen einzustellen, zu beschränken oder 
eine bestimmte Vollstreckungsmaßnahme aufzuheben, so ist grundsätzlich die einstweilige 
Anordnung (§ 114 FGO) der richtige Rechtsbehelf. Dies gilt auch, wenn der Antragsteller die 
Einstellung der Vollstreckung aus einer Kontopfändung erreichen will. 
2. Eine Antragstellung mit einfacher E-Mail genügt nicht den Anforderungen des § 52a Abs. 3 
und 4 FGO. 

Beschluss vom 14.1.2026 (6 V 3/26), rechtskräftig. 
 

Kindergeldrecht 
 
Eine Kindergeldfestsetzung darf in den Fällen, die dem Koordinierungsverfahren nach Art. 68 
der VO Nr. 883/2004 unterliegen, nicht aufgehoben werden, wenn zwar ein Anspruch auf eine 
Familienleistung in einem anderen Mitgliedstaat grundsätzlich bestanden hat, aber nicht zur 
Überzeugung des Gerichts festgestellt werden kann, dass dort auch eine Familienleistung 
festgesetzt und ausgezahlt worden ist. 

Gerichtsbescheid vom 4.11.2025 (5 K 46/25), Revision eingelegt, Az. des BFH III R 44/25. 
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Kirchensteuer 
 
1. Ein Ehegatte kann keine Rechtsverletzung durch einen Kirchensteuerbescheid geltend ma-
chen, der nur an den anderen Ehegatten gerichtet ist; dies gilt auch dann, wenn die Bemes-
sungsgrundlage das gemeinsame Einkommen der Eheleute ist und der Nichtadressat die Kir-
chensteuer wirtschaftlich trägt. 
2. Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedenen Ehen nach den für Hamburg geltenden 
Vorschriften ist verfassungsgemäß (Bestätigung von FG Hamburg, Urteil vom 22.08.2019, 3 
K 140/19). 

Urteil vom 24.11.2025 (3 K 91/25), NZB eingelegt, Az. des BFH X B 120/25. 
 

Tabaksteuer 
 
1. § 32 Abs. 2 TabStG ist nicht rückwirkend anwendbar. 
2. Ein Steueraussetzungsverfahren wird trotz Vorliegens eines e-VD jedenfalls dann nicht er-
öffnet, wenn Angaben, die für die zollamtliche Überwachung der Ware erforderlich sind, unzu-
treffend sind. Dies gilt jedenfalls für die Angabe des Versandorts. 
3. Die irrtümliche Angabe in einem e-VD von unzutreffenden Daten, die die Möglichkeit der 
zollamtlichen Überwachung einschränken, ist ein typisches Geschäftsrisiko von Unternehmen, 
die gewerblich mit verbrauchsteuerpflichtigen Waren handeln und solche Waren zu diesem 
Zweck in das Steueraussetzungsverfahren überführen. 
4. § 32 Abs. 2 TabStG erfasst typische Arbeitsfehler und normiert damit einen speziellen Er-
stattungstatbestand, dessen Anwendungsbereich nicht mit dem von § 227 AO teilidentisch ist. 

Urteil vom 11.11.2025 (4 K 101/21), NZB eingelegt, Az. des BFH VII B 166/25. 
 

Zollrecht 
 

1. Die Einreihung einer Ware aus Kunststoff nach stofflicher Beschaffenheit in das Kap. 39 KN 
ist nach der Anmerkung 2 Buchst. t zu Kap. 39 KN ausgeschlossen, wenn sich die Ware als 
"Teile von Beförderungsmitteln des Ab-schnitts XVII" der KN darstellt. 
2. Eine Ware ist nach gefestigter höchstrichterlicher Rechtsprechung nur dann als "Teil" einer 
anderen Ware (Hauptware) einzureihen, wenn sie u.a. für das technische Funktionieren der 
Hauptware unabdingbar ist. 
3. Bei der Bestimmung der Funktion der Hauptware, für die das "Teil" unabdingbar sein muss, 
kann festgestellt werden, dass die Hauptware nebeneinander mehrere gleichberechtigte Funk-
tionen ausübt, die jede für sich eine Hauptfunktion der Maschine darstellt. Dies gilt jedenfalls 
dann, wenn sich diese gleichberechtigten Funktionen bereits aus Wortlaut derjenigen Position 
der KN ergeben, in welche die Hauptware einzureihen ist. 
4. Ein "Teil" ist bereits dann für das technische Funktionieren der Hauptware unabdingbar, 
wenn es für eine der Hauptfunktionen der Maschine unabdingbar ist. 
5. Zum Grundsatz der "primären Zweckbestimmung" einer Ware. 

Urteil vom 11.12.2025 (4 K 86/22), rechtskräftig. 
 
1. Ein Behältnis stellt nur dann eine Einkaufstasche der Position 4202 KN dar, wenn sich der 
Verwendungszweck, Einkäufe hiermit zu tragen, in seinen objektiven Eigenschaften und Merk-
malen niedergeschlagen hat. Dies ist nur dann der Fall, wenn die Ware u.a. ein ausreichendes 
Volumen bzw. Platz für Einkäufe aufweist und über Tragegriffe bzw. einen Schulterriemen 
verfügt. 
2. Ein universal verwendbarer Beutel aus Spinnstoff, dessen objektive Beschaffenheit auf kei-
nen ausschließlichen oder zumindest wesentlichen Verwendungszweck schließen lässt, mit-
hin unterschiedslos zu mehreren Zwecken verwendet werden kann, ist nach seiner stofflichen 
Beschaffenheit - vorliegend in die Unterposition 6307 9010 KN als andere konfektionierte 
Spinnstoffware aus Gewirken - einzureihen. 

Urteil vom 24.1.2025 (4 K 5/21), NZB eingelegt, Az. des BFH VII B 44/25. 
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1. Pflanzenauszüge der Position 1302 KN setzen voraus, dass die den Pflanzen entnomme-
nen Stoffe in naturbelassener, unveränderter Form vorliegen. Eine Fermentation der extrahier-
ten Pflanzenstoffe steht einer Einreihung in diese Position entgegen. 
2. Die (Auffang-)Position 1404 KN (andere pflanzliche Erzeugnisse) erfasst nur Waren, die 
aus festem, rohem oder einfach bearbeitetem pflanzlichem Material bestehen. 
3. Als Grundstoff zur Herstellung homöopathischer Arzneizubereitungen ist die Urtinktur - ggf. 
unter Anwendung der AV 2 a) KN, sofern noch Herstellungsschritte ausstehen - in die Position 
3824 KN (Zubereitung der Arzneimittelindustrie) und in die Unterposition 3824 9964 KN (Zu-
bereitung zu pharmazeutischen Zwecken) einzureihen. 

Urteil vom 3.12.2025 (4 K 72/20), rechtskräftig. 
 
1. Der Begriff der "anderen Ware der Zahnprothetik" in der Pos. 9021 2900 KN ist in Überein-
stimmung mit den ErlHS zur Pos. 9021 KN dahingehend auszulegen, dass die Ware nach 
ihren objektiven Eigenschaften zur unmittelbaren Verwendung am Patienten vorgesehen und 
die Verwendung als Ware der Zahnprothetik erkennbar sein muss, damit sie in diese Unterpo-
sition eingereiht werden kann.  
2. Eine Ware ist nicht zur unmittelbaren Verwendung am Patienten vorgesehen, wenn noch 
weitere, wesentliche Bearbeitungsschritte erforderlich sind, bevor diese Verwendung erfolgen 
kann (hier: Herstellung der endgültigen Form eines Zahnersatzes oder einer Prothese durch 
CNC-Fräsen oder Spritzguss).  
3. Die Verwendung einer Ware in der Zahnprothetik ist nicht erkennbar, wenn die Waren (hier: 
Kunststoffe) allgemein in der Medizintechnik Verwendung finden und in der Dentaltechnik auch 
zur Herstellung nicht-prothetischer Waren verwendet werden.  
4. Werden im Rahmen eines laufenden Einspruchs- bzw. Klageverfahrens gegen mehrere 
Einfuhrabgabenbescheide nach einer Teilabhilfe in der Einspruchsentscheidung zusätzliche 
Beträge irrtümlich erstattet, steht einer erneuten Nacherhebung dieser irrtümlich erstatteten 
Beträge die Vorschrift des Art. 27 UZK in der Regel nicht entgegen, da insoweit keine "Ent-
scheidung" im Sinne der Vorschrift vorliegt. 

Urteil vom 12.12.2025 (4 K 39/23), rechtskräftig. 
 
1. Die Frage, ob eine Ware im Sinne der AV 3 Buchst. b KN aus mehreren Bestandteilen 
zusammengesetzt ist, ist anhand der objektiven Eigenschaften der zu betrachtenden Ware im 
Einzelfall zu entscheiden. 
2. Die Anwendung der AV 3 Buchst. b KN setzt voraus, dass die Bestandteile der zusammen-
gesetzten Ware in unterschiedliche Positionen der KN einzureihen sind. 
3. Ein Mehrfachstecker, der aus zwei Bestandteilen besteht, nämlich einem Starkstromstecker 
ohne Kabel zum Laden von KFZ mit Starkstrom der Pos. 8536 KN einerseits und einem Nie-
dervoltkabel mit angeschlossenem Stecker der Pos. 8544 KN zur Absicherung des Ladevor-
gangs mit Starkstrom andererseits, ist in Anwendung der AV 3 Buchst. b KN nach dem Be-
standteil einzureihen, welcher der Ware ihren wesentlichen Charakter verleiht, hier dem Stark-
stromstecker der Pos. 8536 KN. 

Urteil vom 15.12.2025 (4 K 73/23), rechtskräftig. 
 
 

Wussten Sie schon, dass… 

 

► der Streitwertkatalog aktualisiert wurde und nunmehr in der EFG 2026, 289ff., in juris und 

auch auf unserer Homepage veröffentlicht ist 

 

► der Jahresbericht des Gerichts für 2025 auf der Homepage zu finden ist 

 

► nähere Informationen und Fotos zum Amtswechsel auf der Homepage und auf Linked-In 

zu finden sind 

 
 

https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/NJRE001633398
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/NJRE001633397
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/NJRE001633399
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